
Rechtsprechung
Zivilrechtliches Urteil ber Krankenversorgungsansprüche

eiınes ehemaligen Ordensmitgliedes
erläutert DO.  - Bernmard Hegemann Köln

EIN HEMALIGES ORDEN:  GLI HAT EGENÜBER SEINEM
KRANKHEIT, DIE DAS HEMALIG ORDENSMITCGLIED

SICH (A OCH AHREND 1D  H VE SEINER ORDENSMIT-
G LL UGEZOGEN HAT, EINEN DARAUF, ASS
DER DE X-ORDENSMITGLIED DIE SPÄTEREN BEHAND-
UN  TEN FLNANZIELL K ST AT N MUSS DA ORDEN.  OGLIED
HAT NU.:  H7 FÜR DIE AU. SEINER RDENSZUGEHÖRIGKEIT
SPRUCH AUF KRANKENFÜRSORGE, DIE IS  H

Rechtskraftiges Urteil des Oberlandesgerichtes Hamm VOm YFebruar 1971
Aktenze!l:'  en

Ta 1 dem Rechtsstreit
des Klägers un Berufungsklägers

die TOVINZ X 9 nicht eingetragener Vereıin, eklagte un: Berufungsbeklagte,
hat der Ziviılsenat des Oberlandesgerichtes Hamm f{ur echt erkannt

Die er umun: des Klägers das Februar 1970 verkündet: Urteıiıl
der Za  ammer des Landgerı  is WIrd zurückgewiesen.
Der läger rag die Ostien des Rechtsmittels

A'TBESTAN
Der 1mM Tre 1929 geborene läger trat 1943 ın die eklagte eın Er egte 1952
diıe felerlichen Gelübde ab, erhielt 1954 die Priıesterweihe un Promovilierte nach
dem Stiudium der Germanistik un Theologie 1M Tre 1963 Z Dr. phil. Im
Bereich des Ordens War zeitweise als Lehrer, VO.  5 1963 ab katholis  en

INSILIU iın atl. Im erbst 1966 verließ den en un heiratete;
ist jetz als Studienassessor äatig
Mit dem Vorbringen, nach Verlassen des Ordens se1l eın Schatten seiner un
festgestellt worden, Se1 dadurch anı und bis ZAUD Marz 1967 arbeitsun-
1g gewesen, hat der läger VO  5 der Beklagtien Bezahlung VO  ® wel Teilbe-
iragen VO:  5 zunächst Je 210,— später Je 1.000,— Behandlungskosten
un! ıcht ewährtem Unterhalt verlang
Das Landgericht hat die age abgewlesen. en der Anträge un! der Einzel-
heiten des erstinstanzlichen orbringens der Parteien wird aut den Inhalt dieses
Urteils verwliesen, das sich die erufung des Klägers richtet WEr ergäanzt
Sein Vorbringen erster nNnstanz WwI1e olg
Das angerufene staatlich Gericht sel fur die Ents  eidung über den vorliegenden
Rechtsstreit zuständig. Es handele sich einen Anspruch aus dem ereinsrecht
Eın für die Ents  eidung eines derartigen re1ı1tes zuständiges irchliches Gericht
gebe nıcht
Er Se1 VO  b seiner Entfernung Aaus dem Kloster bereits Tan Bewesen. Der be-
klagte en sel ihm Z Unterhalt ın gesunden un kranken agen, insbeson-
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dere auch AI  — rankenfürsorge verpflichtet gewesen. Dazu gehöre nıcht NU  H— die
arztliche Beireuung, sondern uch die ewährung VO  5 Unterhalt un KOost Er
verlange mi1t der N: weiter, als dalß ınm dieser wohlerworbene und De-
reits während se1iner Ordenszugehörigkeit erwachsene Krankenfürsorgeanspruch
gewährt werde, der allerdings nach seliner Entfifernung Aaus dem Kloster 1U  — 1ın
Bargeld ausgegl:  en werden könne. Die Entiernung AaUS dem Klostier habe ihm
freigestanden. amı Se1 der 1M Zeitpunkt seiner „Entlassung“ schon entistandene
Krankenfürsorgeanspruch ber nıicht ın egfall gekommen. Die bereıts erworbe-
Nen selen ihm als Bestandteil SEINES VermOoOgens verblieben Wenn
allerdings eın kirchenrechtliches Prinzıp en sollte, demzufolge eın ausscheiden-
der Ordensangehöriger die bereits erworbenen Versorgungsanspruüche verliere,
Se1 ıne SO. Bestimmun. mit der vorrangigen Norm des A nicht
vereinbaren; S1e SEe1 verfassungswidrig, un: gegebenenfalls, den Rechts-
streit dem Bundesverfassungsgericht vorzulegen.
Der zwischen dem Katholischen iNSI1iu V und dem Beklagten ges  ossene
Verirag VO 1964 (Abschrift Bl 23 f GÄA.) mMuUsse als ein Arbeitsveritrag
zugunsten des Klägers betrachtet werden. Die Möglichkeit elnNner Krankenversiche-
rung des Klägers Sel dadurch gegeben un die eklagte verpflichtet DSEeWEeESCH, den
läger Krankheıt versichern. 1Da S1Ee die Versi:  erun entgegen den
Bestimmungen der RV!  O unterlassen habe, sel S1e dem läger nach 8925 II BG
schadensersatzpflichtig. Dem läger selen die mit seinem Schriftsatz VO

1970 (Bl 119 GA.) angegebenen osten entstanden Den Unterhalt moOge das
Gericht chätzen.
Der läger beantragt,

1ın Abänderung des angefochtenen Urteils C1le eklagte verurteilen, den
läger 2.000,—* ne / Zınsen VO  5 420,— SEe11 Klagezustellung un!:
VOIl 1.580,— seit dem 25 1969 zahlen, hilfsweise dem Jäager Ol=
streckungsschutz Sicherheitsleistungen gewähren un! die Revision
zuzulassen.

Die eklagte beantragt,
die eruIiun zurückzuweisen, hilfsweise fur den all der Zulässigkei der
Revision ihr nachzulassen, jede Zwangsvollstreckung durch Sicherheitsleistun-
gen der Hinterlegung abzuwenden.

Sie chließt sich der Au{ffassung des Klägers d. daß der ordentliche sweg
VOT den staatlichen erl  en gegeben sel; 1 übriıgen Ul s1ıe seinen usiührun-
gen entgegen.
Wegen der Einzelheiten des Vorbringen_s der Parteien wIird auf den vorgeiragenen
Inhalt der Schriftsätze verwlesen.

ENTSCHEIDUNGSGRÜND
Die eruIiun ist zulässıg. Insbesondere ist der Re  sweg VOT den ordentli:  en
Gerichten gegeben Dies wird VO:  5 beiıden Parteilen nicht in Zweifel gezogen. Die
Zulässigkeit des chtsweges VO  o den ordentl:ı  en erı  en 1M Sınne des
GVG ist. ber ine unverzichtbare Prozeßvoraussetzung, die VO  5 mitis n
prüfen ist. Vorliegend ist S1Ee gegeben Wenn INa  } auch, WasSs TOLZ einiger Be-
denken unterstellt werden kann, davon ausgeht, dal fur Clie eklagte als 1e.
einer Religionsgemeins  aft ea des durch Art 140 ın Verbindung mit der
noch geltenden Bestimmung des AT 134 eım gewährleisteten Selbstbestim-
mungsrechtes ine auch bürgerlich-rechtliche Ansprüche betreifende Iurisdiktions-
gewalt estehnen könnte, ist do  R VO.  5 den Parteijen nichts aIiur vorgeiragen, und

Sind auch sSonst keine Anzeichen aiur ersichtlich, daß die römisch-katholis
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eklagte TUr Ansprüche, w1e S1e vorliegend geltend gemacht werden, 17
Gerichte eingeri hat Der sweg VOL den ordentlichen staatlichen (3e-
richten 1st hıermıit gegeben.
Die erufung kann Der sachlich keinen ErfIolg aben, weil der geltend gemachte
Anspruch nıcht begründet 1ST
Er kann zunaäachst icht als Krankenfürsorgeanspruch, iLwa ın Verbindung mi1t
N  S& 67477 FE BG. mıiıt Erfiolg geltend gemacht werden. Dahingestell kann iNsSoweilt
bleiben, ob m17 Art. vereinbar der ıcht vereinbar wäre, W eın Kir-
chenrechtlicher .Trundsatz estünde, nach dem ein aussche1dender rdensange-
höriger die bereits erworbenen Versorgungsansprüche durch eın usscheliden
verlore. Der Anspruch des Kläagers 1st. als Krankenfürsorgeanspruch nicht des-
alb unbegründet, weiıl der läger ihn urch das usscheiden Aaus dem Kloster
verloren hat, sondern deshalb, weil als Ordensangehöriger einen AÄAnspruch auf
Versorgung iur die eıt nach seinem usscheiden überhaupt icht Die
eklagte ist eın icht eingetragener Vereın. Es ist. davon auszugehen, daß ihre
Mitglieder einen Krankenfürsorgeanspruch en, olange S1e dem Vereıiın ange-
hören, un dalß dieser Anspruch, wı1ıe dem Klosterleben entspricht, durch Ge-
währung der Krankenfürsorge In ur erIullen 1StT. Der läger hat da-
durch, daß das Kloster hne die bsicht der Ruckkehr verlassen un!
schließen: geheiratet haft, seinen MB Aaus der Beklagten vollzogen Er hat
amı glel  ZEeITL aı CQ1e ewährung der rankenf{fürsorge ın atur, die als
itglie der Beklagten noch weiter ın Anspruch nehmen können, verzichtet
amı(t, daß sich nach seinem usscheiden aQus dem Kloster arztlıch versorgen
ließ, hat nıicht 1mM Sinne des D BG ein Geschafit der Beklagten besorgt.
amı en glel  ZeItk auch eın Anspruch auf Unterhalt, soweit dieser eil des
Klageanspruchs ebenfalls autf 1ne Verletzung der rankenfürsorgeverpflichtung
durch die gestutz 18%.
Au  ß A UuS 8253 ADbs BG  b ın Verbindung m17 einer Verletizung der RV!  O kann der
AÄAnspruch nıcht miıt Erfolg hergeleite werden. Das Landgericht hat zutreffend
ausgeführt, daß die eklagte iıne Krankenversicherungspfiflicht nıcht verleiz hat.
Die Trage, unter welchen Voraussetizungen Mitglieder geistlicher (‚enossen-
chaften nach 12 ADbs. Nr. RV'!  © versicherungs{firel Sind, kann vorliegend
dahingestellt bleiben Voraussetzung der Versicherungsfreiheit 1st, daß rundsätz-
liıch die erkmale einer Versicherungspflich gegeben wären. Hierfür waäare nach
S  S 165 RVO erforderlich, daß der lJäger iıne Beschäftigung Entgelt 1mM
Rahmen eines Anstellungsverirages ausgeu Das ist ber nıicht der eulıl:
Eın Anstellungsverhältnis Zl  — Beklagten bestand nicht; der lager übte die
Tätigkeit als Monch bürgerlich-rechtlich gesehen nicht 1ım Rahmen eines
Anstellungsver{tirages, sondern einer ereinsmitgliedschaft AUuUuSs Auch eın An«-

iINST1ILU: bestand icht. Anstellungsverhältnis zwiıschen dem läger un dem
dem Verirag des instituts un! der Beklagten VO 1964 War der läger
nıicht beteiligt. Dieser Vertirag egelte 1Ur die ellung VO.  - Ordenspriestern durch
die eklagte un die daraus für die Vertragsparteien sich ergebenden un:
iıchien. IS ist hervorgehoben, daß die orge Tr die Ordenspriester, insbesondere
die or für ihren Unterhalt ın gesunden un! kranken agen, der Beklagten
verbleibt. Die VO: 1NSI1iU: zanlende Dgabe wurde die eklagte g_
Jeistet, die ihrerseits dem läger edigli ein Taschengeld Z  — estreitung seliner
Repräsentationsaufwendungen zahlte Ur SLan Iso auch Z INSUiIU nicht iın
einem Anstellungsverhältnis 328 BG  — ist nicht anwendbar. Dahingestell kann
bleiben, ob dann, wenn eın Anstellungsverhältnis zwıischen dem läger un dem
1INSTILLIU: estanden a  e, daraufihin Ansprüche des Klägers Aaus einer Ver-
efzung der ersicherungspflicht überhaup die eklagte un nıcht
das 1INSTI1ILU: geltend machen gewesch wären.
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Die erufung War nach alledem mit den Nebenentscheidungen Aaus SS 9 9 708
Za ZPO zurückzuwelsen. Die Revıisıon War nıcht zuzulassen, da die echts-
sache keine grundsätzliche Bedeutfung hat.

Kommentar
Das vorliegende Urteil ıst in ZEW1ISSEr Weise atypisch. Denn die Entscheidung wurde
nNur mi1t zivilrechtlichen Argumenten, Iso 1m Rahmen des BGB begründet. Soweirt kir-
chen- zı ordensrechtliche Sachverhalte erortert wurden, sind diese nicht als E
gebene Tatbestände, sondern aAUS der Bewertung durch das Vereinsrecht In die Ent-
scheidung eingeflossen. Darum ıst hei der Würdigung des Urteils beachten, daß
sıch 1ne eın 7zivilrechtliche Entscheidung handelt, die nNnur in einem weiıteren Sinne
als Entscheidung In Kirchensachen anzusprechen ist
Zunächst siınd weı formalrechtli Fragen (970) Bedeutung: Welche Rechtsnatur kommt
der beklagten Ordensgemeinschaft Z 1st S1e 1m Sinne des BGB eın nicht eingetra-
U Verein?® Ist die Zuständigkeit der staatlichen Gerichtsbarkeit gegeben der hätte
der. Rechtsstreit nicht durch eın irchliches Gericht entschieden werden müssen? Vgl
dazu R Z 07, 2 un 113, R  / ferner KirchE 4,298 un 7,14 SOW1E A untfer
Stichwort „Rechtsweg“”.
Zunächst muß ach dem echt der kath Kirche (vgl Can,. 1552 un 1553 ın Verbin-
dung m1E Ca4N 727) bejaht werden, daß für Ansprüche, WwIe S1e in diesem Verfahren
vorgeiragen wurden, ausschließlich die Zuständigkeit der kKirchlichen Gerichtsharkeit
zgegeben ıst. Das Gericht hat WTr durch seinen 1INWwels auf Art 140 die Schwie-
rigkeit. ob überhaupt zuständig 1st, erkannt, ber bejahte trotzdem SeiInNe SBl
ständigkeit. Die Feststellung des OLG, daß für die ıIn diesem Verfahren geltend ZE-
machten Ansprüche keine kirchlichen Gerichte eingerichtet seiıen, ist unzutreffend und
reicht u.E nicht aUS, das Gericht als kompetent bezeichnen. Eher siınd die
Gründe für die Zuständigkeitserklärung ıIn einer Bemerkung der Vorinstanz
suchen, daß der Kläger nach dem deutschen Recht nicht mehr ZUT kath Kirche
gehöre, daß iıhm ber die Möglichkeit klagen eingeraumt hleiben mMUÜUSSEe.
Kirchenrechtlich sınd Ordensgemeinschaften juristische Personen und War Körper-
schaften des kirchlich-öffentlichen Rechts, deren Mitglieder ın klösterlichen (remein-
schaften leben Die Ordensgenossenschaften sind Teil- hzw Gliedkörperschaften der
kath Kirche Nach dem deutschen echt SIM die einzelnen Ordensgemeinschaften
entweder KöR un damit als solche rechtsfähig, daß ıne Realidentität zwischen
der kirchlichen un der staatlichen Rechtsfigur besteht, der S1e siınd als solche 1m
staatlichen Rechtsbereich nicht existent, daß 6S1e sich, aktıv Rechtsverkehr
teilnehmen können, ihre Rechtsfähigkeit nach den Vorschriften der für alle gel-
tenden G esetze erwerben mussen vgl Art. 140 ın Verbindung mi1t Art. I Reichs-
konkordat). Da die fehlende Rechtsfähigkeit nach dem derzeitigen echt nicht kraft
G esetzes verliehen wird, muß dieselbe durch Gründung e1nNes erworben werden,
denn IMNa kann ıne Ordensgemeinschaft nicht als Gesellschaft bürgerlichen Rechts
ansehen. Dieser auf die Ordensgenossenschaft bezogene e V Un der Orden sind
nicht realidentisch. Damıit ıst der nichts anderes als e1n treuhänderisch wirkender
Rechts- und Vermögensträger der betreffenden Ordensgemeinschaft, die nach wıie vDO  S

das eigentliche gens bleibt, die sich des e, V. als einer unselbständigen Hilfsgesell-
schaft bedient. Wo noch hei Orden Rechtsträger iın orm e1iner mbH der einer
existieren, handelt sich Relikte AUÜS der Kulturkampfzeit; S1e haben die gleiche
Wertigkeit WI1E der e VV Das deutsche 7Zivilrecht erlaubt och iIne andere Betrach-
fungswelse bezüglich der rechtlichen Eigenschaften einer Ordensgemeinschaft, sofern
S1e nicht KöR ıst Nach den vereinsrechtlichen Bestimmungen des BGB 1st die bürger-
lich-rechtliche Aatiur eines solchen Ordens hne weiıteres als „nicht eingetragener
Verein“” umschreibbar. Diese Kennzeichnung rechtfertigt sıch aAU S dem körperschaft-
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lichen Aufbau, der mi1t ihrem Gesamtnamen, der Möglichkeit eines wechselnden Mıiıt-
gliederbestandes un iıhrer Gliederung Un Organisation, dem Vorhandensein “O  <

Organen hei den Ordensgenossenschaften gegeben ist Hıer annn mMa wieder D“O
einer Realidentität sprechen. Aber dieser Rechtsfigur kommt kaum praktische Bedeu-
Tung Z weil S1e eigentlich lNÜ eın DaSsSıVES Rechtsverhalten zuläßt. Weil der
Orden Beklagter WAAr, WT verfahrensrechtlich ausreichend, Wenn das Gericht die
Ordensgemeinschaft als einen nicht eingetragenen Vereın ansah. Damıit ıst ber noch
nıicht der Zwiespalt gelöst, der sıch UÜÜS Art 140 ergibt.
Kirchenrechtlich ist die Profess der Inkorporationsakt ın die Ordensgemeinschaft, der
die konkrete Ordensmitgliedschaft konstituiert. Der gleichzeitig damıit kontrahierte
Professvertrag regelt grundsätzliche Rechtsbeziehungen zwischen dem Ordensmitglied
Un SeiInNer Gemeinschaft,. In diesem Zusammenhang ıst wertvoll, daß uch ın dem
vorliegenden Urteil das Verhältnis des Ordensangehörigen seinem Orden als Miıt-
gliedschaftsverhältnis bezeichnet ıwwird un nicht als Vertrauensverhältnis. Letzteres
gehört nach dem deutschen 7Zivilrecht dem Schuldrecht a ber die Profess ıst zunächst
kein schuldrechtlicher Vertrag, obgleich der Professvertrag uch solche Flemente auf-
ıwelisen kann, sondern S1e ıst zunächst un zuerst eın ypersonenrechtlicher Inkorpora-
tionsakt, der uch nach dem Standpunkt des deutschen Rechts eın Mitgliedschafts-
verhältnis begründet.
Materiell-rechtlich ZINZ ın diesem Verfahren ”NUÜUr die Erstattung v“OoO Yzt-
un Kurkosten, die ber erst nach der Entlassung des Klägers AU. dem Orden anNZE-
fallen sind.
Wenn der ın diesem Verfahren klagende DPater erklärt hat, ihm habe die Entfernung
UAÜS dem Kloster freigestanden, dann kann diese Aussage lÜ als Schutzbehauptung
gegenüber den staatlichen Gerichten ZEW werden. Denn das Ausscheiden UÜÜS einer
Ordensgemeinschaft 1st 1 CI exzellent geregelt: Es kann TLUT erfolgen mi1t Ablauf
der Gelübde, durch Erteilung einer Dispens, als Ergebnis eines kanonischen Prozeß-
Verfahrens der aufgrund des CUH“N 646 In diesem Zusammenhang ıst ıne Berufung
auf Art. gegenstandslos.
Solange eın Ordensmitglied „unter Profeß steht”, hat gegenüber seiner Ordens-
gemeinschaft rechtlichen Anspruch auf standesgemäßen Unterhalt ıIn gesunden, ran-
ken un alten Tagen Dieser Anspruch en ın dem Augenblick, das Ordens-
mitglied rechtlich Ur Ablauf der Gelübde, nach Erhalt einer rechtswirksam oT-
denen Dispens der aufgrund des CUNL, 6406 rechtlich der faktisch aufgrund einer
Apostasıe ach CUTNL. 644) AUS der Ordensgemeinschaft ausscheidet, Iso sSeine Ordens-
mitgliedschaft heendet wird,
Als yrozessuales Ergebnis dieses Verfahrens verdient festgehalten werden, daß eın
Ordensmitglied gegenüber sSeiner Ordensgemeinschaft Nur Anspruch auf Kranken-
fürsorge ın Natur hat Diese Ansprüche können nicht „quası privatım“ durch
Geldleistungen abgegolten werden. Das gilt auch für den Fall, auf seinen
Wunsch hin eın erkranktes Ordensmitglied die Ordensgemeinschaft verläßt. Dann liegt
das weitere (finanzielle) Krankheitsrisiko hei dem ehemaligen Ordensmitglied, Diese
Rechtsaufqusung stiımmt 1m übrigen mit den Grundsätzen der RVÖO überein.
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